
 
Die Grenzen einer Inselökonomie – oder der Mythos eine 
Insel der Seeligen zu sein und der Staat am Bettelstab? 

Der Wiederaufbaumythos! 
 
Die wohl größte Erfolgsstory nach 1945 ist die Entwicklung der österreichischen Volkswirtschaft. Der 
Wirtschaftsforscher Hans Seidel schätzt das Geldvermögen privater Haushalte nach der Stabilisierung 
des Schillings 1955 auf 5 Prozent des Bruttoinlandprodukts; 2004 waren es 130 Prozent. Im kollektiven 
Bewusstsein ausschließlich als Eigenhöchstleistung hochstilisiert, ist diese Entwicklung letztlich 
das Ergebnis einer Mischung aus positiven internationalen Faktoren im Bereich der gegen 
Konkurrenz lange geschützten Westintegration: enge korporatistische Strukturen, globales 
Wachstum, Marshall-Plan-Hilfe im Kalten Krieg, Transformation des aus der NS-Hochrüstungs-
politik herrührenden Infrastruktur- und Ausbildungsschubs und sozialpartnerschaftlich organi-
sierte und kontrollierte Verstaatlichung sowie politische Organisation der wirtschaftspolitischen 
Rahmenbedingungen und individuellen Arbeitsleistungen.  
Bis weit in die frühen 1950er Jahre blieben die Einkommen hinter der Preisentwicklung zurück, der 
Anteil der Zuschüsse aus der Erwerbsarbeit am Wiederaufbau war daher überdurchschnittlich hoch. 
Dass die auch im Privatbereich stark von Kartellen, Monopolen und regulativem Rahmenwerk 
kontrollierte Wirtschaft ebenso wie die Verstaatlichte Industrie in den 1980er Jahren ins Trudeln 
geriet, hing auch mit den geänderten internationalen Rahmenbedingungen und Integrationseffekten 
vor dem EU-Beitritt sowie mit der beginnenden Globalisierung zusammen.1)    
 

Die Verstaatlichtenkrise und das Beschäftigtenwunder? 
 
Die Verstaatlichung nach 1946 war wesentlich vom Kalten Krieg beeinflusst, sowohl was die 
Eigentümerstruktur als auch was den Wiederaufbau betrifft. In allen Zonen stand das »Deutsche 
Eigentum« unter alliierter Verwaltung, in den westlichen Zonen wurde es an die Bundesregierung 
übergeben. Die Verstaatlichung wurde als politische Maßnahme gegen die Sowjetunion, die in ihrer 
Zone die Betriebe aus dem »Deutschen Eigentum« selbst verwaltete, sogar von den USA akzeptiert. 
obwohl sie dem Verständnis eines kapitalistischen Wirtschaftssystem widersprach. 
Im öffentlichen Bewusstsein hat sich in Österreich vor allem der Kaprun-Mythos verankert: der 
Glaube, es alleine geschafft zu haben. selbst unter extremen Bedingungen. Indirekt wurde dieses 
übertrieben. kleinstaatliche Wirtschaftsdenken durch den Austro-Keynesianismus der siebziger 
Jahre gestärkt. Staatliche Ausgabensteigerungen galten als nationales wirtschaftspolitisches Instrument 
gegen weltwirtschaftliche Krisen, gegen Arbeitslosigkeit und Ende der siebziger Jahre auch gegen den 
Neoliberalismus ä la Thatcherism und Reaganomics. 
 
In den siebziger Jahren bemühte sich nach der ersten Erdölpreiskrise 1973 die Regierung 
Kreisky erfolgreich um ein Abfedern der negativen Auswirkungen dieser globalen Krise, vor allem um 
ein Ansteigen der Arbeitslosigkeit zu verhindern. Bei dem Versuch, gegen die zweite Erdölkrise 1978 
zu »schwimmen«, wurden hingegen die Strukturprobleme der Verstaatlichten Industrie nur 
prolongiert; sie konnten erst in der zweiten Hälfte der achtziger und in den frühen neunziger Jahren 
(auch im Bereich der damals verstaatlichten Banken) gelöst werden. Trotzdem gelang es, die 
Sockelarbeitslosigkeit im europäischen Vergleich niedrig zu halten und Infrastrukturmaß-nahmen 
zu setzen, die heute noch wirksam sind. 2)    
 

Die Globalisierung und die Welt ist flach! 
 
Mitten in Globalisierung und voranschreitender europäischer Integration ist Österreich deshalb 
mit dem Phänomen eines nach wie vor an nationale Autarkie glaubenden öffentlichen Bewusstseins 
konfrontiert, das politisch auch immer wieder in dieser Richtung bestätigt wird, so vor allem von der FPÖ 
beziehungsweise dem BZÖ. Im speziellen Fall Österreich ist dies eine Wohlstandsgesellschaft, die 
ihr historisches Gedächtnis bezüglich der Gründe für ihren Wohlstand verloren hat. Sie ist nicht in 
der Lage, die Transformationsprobleme der EU-Erweiterung und die Chancen für Österreich, erstmals 
seit 1918 seine Grenzlage zu verlieren und als Binnenland in einem größeren Verbund wirksam zu 
werden, richtig einzuordnen. Dies hängt auch damit zusammen, dass sich - ähnlich wie die klein-
staatliche nationale Identität - auch ein kleinstaatliches Wirtschaftsbewusstsein entwickelt hat. 3)    

 

1)   2)   3)  „Die paradoxe Republik“, Oliver Rathkolb, Paul Zsolnay Verlag Wien 2005 
Literatur: „Die 29 Irrtümer rund ums Geld“, Helmut Creutz, Signum|Wirtschaftsverlag 2004 



Daten und Fakten: Altlasten und der Staat am Bettelstab? 
 

Die ÖIAG (Verstaatlichtenstruktur 1985) 
 

26.7.1946: Erstes  
Verstaatlichungsgesetz 
Verstaatlichung von 70 
Unternehmungen 
 
15. 5. 1955: Österreichischer 
Staatsvert-rag Formelle 
Übertragung der ehemaligen 
deutschen Vermögenswerte an 
Osterr-eich 
 
16. 12. 1966: ÖIG-Gesetz 
Schaffung der ÖIG zur 
treuhändigen Ausübung der 
Anteilsrechte des Bundes an 
verstaatlichten Unternehmun-
gen (Eintragung ins 
Handelsregister am 31. 3. 
1967) 
 
27. 1. 1970: ÖIG-Gesetz-
Novelle 1969 Umwandlung  
der ÖIG in die ÖIAG und 
Übertragung der Anteilsrechte 
an den verstaatlichten 
Unternehmungen in deren 
Eigentum 
 
 
15.2.1973: Stahlfusionsgesetz Fusion der VOEST mit der Alpine und Vertöchterung von Böhler und Schoeller-Bleckmann 
(wirksam mit 1. 1. 1973) 
30.11.1973: Buntmetall-Fusionsgesetz Fusion von VMW Ranshofen-Berndorf mit Unternehmungen des NE-Metall-
bereichs sowie Übertragung von Rumpel und Schiffswerften an die VOEST-Alpine (wirksam mit 1. 1. 1974) 
11. 6. 1975: Edelstahl-Fusionsgesetz Schaffung der Vereinigten Edelstahlwerke (VEW) durch Fusion von Böhler, 
Schoeller-Bleckmann und Styria (wirksam mit 1 . 1 . 1975) 

 
Die Österreichische Industrieverwaltungs Aktiengesellschaft (ÖIAG) besitzt die Eigentumsanteile der Republik 
Österreich an der verstaatlichten Industrie. Ihr Einfluss auf die Geschäftstätigkeit der einzelnen Unternehmen 
erstreckt sich vor allem auf die Einsetzung der Direktoren und auf Fragen der Finanzierung bzw. der 
Koordination. Ihr Aufsichtsrat setzt sich derzeit aus 10 SPÖ-, 8 ÖVP- und 1 FPÖ-Vertretern zusammen. 

 
Die lange Wachstumsperiode Österreichs bis 1981 (73 und 78 Erdölkrise!) 

„von 71 -  81 die Goldene Kreiskyära, ab 78 Beginn der Verstaatlichtenkrise - Höhepunkt Konsumpleite 95“  

 
 

Sozialausgaben in Mill. Euro nach Funktionen 2003 (Quelle: BMSG/Statistik Austria) 
 

Kranken/Gesundheitsvers. 16.058,11,-  Familie/Kinder 6.987,32,-
Invalidität/Gebrechen 5.549,37,- Arbeitslosigkeit 3.858,97,-
Alter (Pensionen, Rente) 30.372,75,- Wohnen und Soziale Ausgrenz. 1.107,04,-
Hinterbliebene 876,30,- Insgesamt 64.809,86,-



Strukturwandel der Österreichischen Wirtschaft 1960-1981 

 
Vorsicht: Globalisierungsfalle 1987 

(Auszug einer Eigenwerbung 1985) 
 

 
 

Staatsverschuldung 1960 – 1997 – Der Staat am Bettelstab? 
 

1960 22 Mrd. S 13,7 % BIP Leichte Konjunkturabschwächung ab 1960,  Budgetkonsultierung ÖVP
1970 47 Mrd. S 12,5 % BIP Kreisky-Ära bis 1983, Defizit-spending: Infrastrukturausbau -Soziales 

1980 261 Mrd. S 26,3 % BIP Ölkrise 1973, 1978, Weltkonjunkturabschwächung  ab 1975 in Europa 
und Amerika , Einsetzen der Verstaatlichtenkrise  ab 1978 … 

1990 862 Mrd. S 47,8 % BIP Verstaatlichten-, Struktur- und Finanzkrise (Staatsbanken sowie 
Internationale Finanzkrisen USA-Börse 1987, Entwicklungsländer, ...) 

1997 1476 Mrd. S 64,4 % BIP Verstärkung der internationalen Arbeitsteilung (China, ehemaliger 
Ostblock, Indien und andere Schwellenländer) ab Anfang 90er 

 



 
Außenhandel (Leistungsbilanz) 

 
Die Krise der österreichischen Leistungsbilanz enthüllt tiefgreifende Strukturschwächen der österreichischen 
Wirtschaft im Bereich der Produktionsstruktur und der Produktivität. Im Vergleich mit der deutschen 
Produktionsstruktur zeigt die österreichische einen Überdimensionierten Basissektor (Bergbau, Erdöl, Eisen- und 
Metallhütten, Gießereien und Papiererzeugung), überdimensionierte Baubranchen (Glas, Steine, Keramik, Holz) 
und eine überdimensionierte Produktion traditioneller Konsum- Produkte. Die Bereiche also, die einfache 
Produktionsverfahren anwenden, wenig spezialisierte Produkte erzeugen, keine besonders geschulte 
Arbeitskräfte benötigen, sind in Österreich viel stärker vertreten als in der BRD      Quelle: Raum-Gesellschaft 
und Wirtschaft HAK III. 

 
Bevölkerungspyramide – Wer soll das bezahlen? 

 

 
Linktipp: „Wer soll das bezahlen?“   http://wwwu.uni-klu.ac.at/gossimit/lv/usw00/w/g1/bezahlen.pdf 
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